Ubersetzungl 0-748-127.197.58
Abkommen
iiber den Luftverkehr zwischen der Schweiz und Tunesien

Abgeschlossen am 21. Mai 1960
Von der Bundesversammlung genehmigt am 21. Juni 19612
In Kraft getreten am 22. November 1962

(Stand am 22. November 1962)

Der Schweizerische Bundesrat
und
die Regierung der Republik Tunesien,

im Bestreben, die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Luftverkehrs im
Geiste des am 7. Dezember 19443 in Chikago abgeschlossenen Abkommens iiber die
Internationale Zivilluftfahrt soweit als moglich zu férdern,

und im Bestreben, ein Abkommen abzuschliessen, um zwischen den Gebieten ihrer
Staaten und dariiber hinaus Luftverkehrslinien zu errichten,

haben ihre, zu diesem Zwecke gehdrig ausgewiesenen Bevollméchtigten ernannt, die
folgendes vereinbart haben:

Art. 1

a. Um die im Anhang zu diesem Abkommen festgesetzten internationalen Luftver-
kehrslinien zu betreiben, gewéhren sich die Vertragsparteien, unter Vorbehalt der
Bestimmungen dieses Abkommens, gegenseitig folgende Rechte:

1. das Recht, das Gebiet der anderen Vertragspartei zu iiberfliegen, ohne dort zu
landen;

2. das Recht, auf dem genannten Gebiet nicht kommerzielle Landungen vorzu-
nehmen;

3. das Recht, auf dem genannten Gebiet an den im Anhang bezeichneten Punk-
ten Fluggiste, Post und Fracht aufzunehmen und abzusetzen.

b. Jede Vertragspartei wird eine oder mehrere Luftverkehrsunternehmungen fiir den
Betrieb der vereinbarten Linien bezeichnen.

Art. 2

a. Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Artikels 9 erteilt jede Vertragspartei den
durch die andere Vertragspartei bezeichneten Unternehmungen ohne Verzug die er-
forderliche Betriebsbewilligung.

AS 1962 1558; BB11961 1477

1 Der Originaltext findet sich unter der gleichen Nummer in der franzosischen Ausgabe
dieser Sammlung.

2 Fiinfter Gegenstand BB vom 21. Juni 1961 (AS 1961 885).

3 SR0.748.0

1/8



0.748.127.197.58 Luftfahrt

b. Bevor jedoch die bezeichneten Unternehmungen ermédchtigt werden, die verein-
barten Linien zu erdffnen, konnen sie angehalten werden, sich bei der Luftfahrtbe-
horde der anderen Vertragspartei dariiber auszuweisen, dass sie die Voraussetzungen
der Gesetze und Verordnungen erfiillen, welche diese Behorde fiir den Betrieb inter-
nationaler Luftverkehrslinien regelméssig anzuwenden hat.

Art. 3

a. Die bezeichneten Unternehmungen geniessen fiir den Betrieb der vereinbarten Li-
nien zwischen den Gebieten der Vertragsparteien gleiche Rechte.

b. Die bezeichneten Unternehmungen nehmen auf den gemeinsamen Strecken auf
ihre gegenseitigen Interessen Riicksicht, um ihre Linien nicht ungerechtfertigt zu be-
eintrachtigen.

c. Die vereinbarten Linien haben den Hauptzweck, zu einem verniinftigen Ausniit-
zungsgrad Beforderungsmoglichkeiten anzubieten, die der Verkehrsnachfrage zwi-
schen dem Lande, dem die bezeichneten Unternehmungen angehéren, und den Be-
stimmungsldndern entsprechen.

d. Das Recht, auf dem Gebiet einer Vertragspartei an den im Linienplan des Anhan-
ges zu diesem Abkommen bezeichneten Punkten im internationalen Verkehr Flug-
géste, Post und Fracht nach oder von dritten Staaten aufzunehmen und abzusetzen,
wird entsprechend den von beiden Vertragsparteien bestétigten allgemeinen Grunds-
dtzen einer geordneten Entwicklung ausgeiibt, und zwar unter der Bedingung, dass
das Beforderungsangebot angepasst sei:

1. an die Verkehrsnachfrage mit Herkunft aus oder mit Bestimmung nach dem
Gebiet der Vertragspartei, welche die Unternehmungen bezeichnet hat;

2. an die Bediirfnisse eines wirtschaftlichen Betriebes der vereinbarten Linien;

an die Verkehrsnachfrage der iiberflogenen Gebiete und unter Beriicksichti-
gung der ortlichen und regionalen Linien.

Art. 4

Die Tarife fiir alle vereinbarten Linien sind in verniinftiger Hohe festzusetzen, wobei
alle mitbestimmenden Einfliisse zu beriicksichtigen sind, umfassend die Betriebskos-
ten, einen verniinftigen Gewinn, die Besonderheiten jeder Linie und die Tarife, die
von anderen Luftverkehrsunternehmungen, die ganz oder zum Teil die gleiche Strecke
befliegen, angewendet werden. Die Tarife werden nach folgenden Grundsétzen fest-
gesetzt:

1. Die Tarife werden wenn mdglich im Einvernehmen zwischen den bezeichne-
ten Unternehmungen nach Beratung mit anderen Luftverkehrsunternehmun-
gen, die ganz oder zum Teil die gleiche Strecke befliegen, festgesetzt. Diese
Einigung wird soweit als moglich im Rahmen eines internationalen Luftver-
kehrsverbandes, dem die bezeichneten Unternechmungen der beiden Vertrags-
parteien angehoren, verwirklicht. Die auf diese Weise vereinbarten Tarife
werden den Luftfahrtbehdrden der Vertragsparteien zur Genehmigung vorge-
legt. Wenn die Luftfahrtbehorden einer Vertragspartei diese Tarife nicht ge-
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nehmigen, haben sie es den Luftfahrtbehérden der anderen Vertragspartei
schriftlich binnen 15 Tagen vom Zeitpunkt der Mitteilung dieser Tarife hin-
weg oder binnen einer anderen noch zu vereinbarenden Frist anzuzeigen.

2. Konnen sich die bezeichneten Unternehmungen nicht einigen oder werden die
Tarife von den Luftfahrtbehdrden einer Vertragspartei nicht genehmigt, so be-
miihen sich die Luftfahrtbehorden der beiden Vertragsparteien, eine Verstan-
digung iiber die einzufithrenden Tarife zu erzielen.

3. Inletzter Linie ist die Meinungsverschiedenheit nach den in Artikel 10 vorge-
sehenen Bestimmungen zu regeln.

4. Die bestehenden Tarife bleiben in Kraft, bis neue Tarife gestiitzt auf diesen
Artikel oder Artikel 10 festgesetzt sind.

Art. 5

Jede Vertragspartei verpflichtet sich, der anderen Vertragspartei die freie Uberwei-
sung der Reineinnahmen zum offiziellen Kurs zu erméglichen, die auf ihrem Gebiet
im Zusammenhang mit der Beférderung von Fluggisten, Gepéck, Post und Fracht
durch die bezeichneten Unternehmungen der anderen Vertragspartei erzielt worden
sind. Soweit der Zahlungsverkehr zwischen den Vertragsparteien in einem besonde-
ren Abkommen geregelt ist, wird dieses Abkommen angewendet.

Art. 6

a. Brennstoffe und Ersatzteile, die durch oder fiir eine Vertragspartei oder deren be-
zeichnete Unternehmungen in das Gebiet der anderen Vertragspartei eingefiihrt oder
dort an Bord genommen werden und ausschliesslich fiir die Luftfahrzeuge dieser Un-
ternehmungen bestimmt sind, geniessen, unter Vorbehalt der Gegenseitigkeit, was
Zolle, Inspektionskosten sowie andere Gebiihren und Abgaben betrifft, durch die
letztgenannte Vertragspartei eine ebenso giinstige Behandlung, wie sie den nationalen
Unternehmungen, die internationale Luftverkehrslinien betreiben, oder denen der
meistbegiinstigten Nation zuteil wird.

b. Die Luftfahrzeuge, welche die bezeichneten Unternehmungen einer Vertragspartei
auf den vereinbarten Linien beniitzen, ebenso wie die Brennstoffe, Schmierstoffe, Er-
satzteile, Gegenstinde der normalen Ausriistung und die Bordvorrite, die in diesen
Luftfahrzeugen verbleiben, sind im Gebiete der anderen Vertragspartei von Zollen
und anderen dhnlichen Gebiihren und Abgaben befreit, auch wenn diese Sachen auf
Fligen tiber dem genannten Gebiet verwendet oder verbraucht werden.

c. Jede der Vertragsparteien ist einverstanden, dass die erhobenen oder bewilligten
Gebiihren, die den Unternehmungen der anderen Vertragspartei fiir die Beniitzung der
Flughéfen und anderen Einrichtungen auferlegt werden, nicht hoher sind als diejeni-
gen, die fiir die Beniitzung der genannten Flughdfen und Einrichtungen durch die na-
tionalen Luftfahrzeuge, die auf entsprechenden internationalen Luftverkehrslinien
eingesetzt sind, entrichtet werden.
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Art. 7

Lufttiichtigkeitsausweise, Féahigkeitszeugnisse und Bewilligungen, die durch eine
Vertragspartei ausgestellt oder anerkannt worden und nicht abgelaufen sind, werden
durch die andere Vertragspartei fiir die Zwecke des Betriebes der im Anhang zu die-
sem Abkommen festgesetzten Strecken und Linien als giiltig anerkannt. Jede Ver-
tragspartei behalt sich indessen das Recht vor, fiir den Verkehr iiber ihrem eigenen
Gebiet Fahigkeitszeugnisse und Bewilligungen, die ihren eigenen Staatsangehdrigen
durch einen anderen Staat ausgestellt worden sind, nicht als giiltig anzuerkennen.

Art. 8

a. Die Gesetze und Verordnungen, die auf dem Gebiet einer Vertragspartei den Ein-
flug und den Wegflug der in der internationalen Luftfahrt eingesetzten Luftfahrzeuge
oder die Fliige dieser Luftfahrzeuge iiber dem genannten Gebiet regeln, sind fiir die
bezeichneten Unternehmungen der anderen Vertragspartei anwendbar.

b. Die Gesetze und Verordnungen, die auf dem Gebiet einer Vertragspartei die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Ausreise der Fluggiste, Besatzungen, Post und Fracht
regeln, namentlich die Vorschriften {iber Abfertigung, Einwanderung, Pisse, Zoll und
Quarantine, sind auf die Fluggiste, Besatzungen, Post und Fracht, die durch Luftfahr-
zeuge der bezeichneten Unternehmungen der anderen Vertragspartei befordert wer-
den, anwendbar, solange sich diese Luftfahrzeuge auf dem genannten Gebiet befin-
den.

c. Die Fluggiste, die das Gebiet einer Vertragspartei durchreisen, unterliegen einer
vereinfachten Kontrolle. Auf dem Gepéck und der Fracht im direkten Durchgangs-
verkehr werden keine Zolle und anderen Abgaben erhoben.

d. Jede Vertragspartei erklért, bei der Anwendung der Vorschriften iiber den Zoll, die
Sichtvermerke, die Einwanderung, die Quarantine, die Geldwechselkontrolle oder an-
derer Vorschriften betreffend den Luftverkehr, den eigenen Unternehmungen im Ver-
gleich zu den bezeichneten Unternehmungen der anderen Vertragspartei keine Vor-
rechte zu gewihren.

Art. 9

Jede Vertragspartei behilt sich das Recht vor, die Betriebsbewilligung den bezeich-
neten Unternehmungen der anderen Vertragspartei zu

verweigern oder zu widerrufen, wenn sie nicht den Beweis besitzt, dass der tiberwie-
gende Teil des Eigentums und die tatséchliche Verfligungsgewalt {iber diese Unter-
nehmungen in Hianden der anderen Vertragspartei oder ihrer Staatsangehorigen lie-
gen, oder wenn die bezeichneten Unternehmungen sich den Gesetzen und
Verordnungen nicht unterziehen oder die sich aus diesem Abkommen ergebenden
Pflichten nicht erfiillen.
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Art. 10

Die Vertragsparteien regeln jede Meinungsverschiedenheit iiber die Auslegung oder
Anwendung dieses Abkommens durch direkte Verstindigung zwischen den Luftfahrt-
behorden. Die auf diese Weise zustande gekommenen Losungen werden auf diploma-
tischem Weg genehmigt. Fiir den Fall, dass diese Behorden sich iiber die Losungen
nicht zu einigen vermogen, nehmen die Vertragsparteien auf diplomatischem Weg
Verhandlungen auf. Wahrend dieser Verhandlungen bleibt der bisherige Zustand be-
stehen. Indessen konnen die Vertragsparteien die Meinungsverschiedenheit in gegen-
seitigem Einvernehmen schlichten, indem sie diese entweder vor ein Schiedsgericht
oder vor irgendeine andere von ihnen bezeichnete Person oder Organisation bringen.
Die Vertragsparteien ibernehmen die Verpflichtung, sich dem ergangenen Schieds-
spruch zu unterzichen.

Art. 11

Dieses Abkommen und alle Nachtrige sind bei der Internationalen Zivilluftfahrtorga-
nisation zu hinterlegen.

Art. 12.

Dieses Abkommen und sein Anhang sind mit mehrseitigen Abkommen, die fiir beide
Vertragsparteien verbindlich werden sollten, in Einklang zu bringen.

Art. 13

a. Die Luftfahrtbehorden der Vertragsparteien beraten sich von Zeit zu Zeit im Geiste
enger Zusammenarbeit miteinander, um sich zu vergewissern, dass die in diesem Ab-
kommen aufgestellten Grundsitze angewendet und dessen Ziele in befriedigender
Weise verwirklicht werden.

b. Anderungen des Anhanges dieses Abkommens kénnen zwischen den Luftfahrtbe-
horden der Vertragsparteien vereinbart werden.

c. Die Luftfahrtbehorden der Vertragsparteien liefern sich gegenseitig auf Verlangen
periodische statistische Unterlagen oder andere &dhnliche Auskiinfte, die nétig sind,
um den Verkehrsumfang auf den vereinbarten Linien sowie die Herkunft und Bestim-
mung dieses Verkehrs zu beurteilen.

Art. 14

Jede Vertragspartei kann der anderen Partei in einem beliebigen Zeitpunkt ihren Ent-
schluss anzeigen, dieses Abkommen zu kiindigen; diese Anzeige erfolgt gleichzeitig
gegeniiber der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation. In diesem Fall endet das Ab-
kommen zwo6lf Monate nach dem Zeitpunkt, an dem die andere Vertragspartei die
Anzeige erhalten hat, ausser wenn die genannte Anzeige in gegenseitigem Einverneh-
men vor Ablauf dieses Zeitabschnittes riickgéngig gemacht wird. Bei Fehlen einer
Empfangsbestitigung durch die andere Vertragspartei wird angenommen, die An-
zeige sei ihr 14 Tage nach dem Zeitpunkt des Empfanges durch die Internationale
Zivilluftfahrtorganisation zugekommen.
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Art. 15

Dieses Abkommen unterliegt der Ratifikation. Es wird vom Tage der Unterzeichnung
an vorldufig angewendet und tritt an dem Tage in Kraft, an welchem die Ratifikation
durch Austausch diplomatischer Noten gegenseitig angezeigt wird.

So geschehen zu Tunis am 21. Mai 1960 in doppelter Ausfertigung in franzdsischer
Sprache.

Fiir den Fiir die Regierung
Schweizerischen Bundesrat: der Republik Tunesien:
Lucien Guillaume Ezzeddine Abassi
Schweizerischer Geschéftstriager Staatssekretér fiir Industrie
in Tunesien und Verkehr
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Anhang

I. Luftverkehrslinien, welche die bezeichneten schweizerischen Unternehmungen be-
treiben kénnen:

1. Punkte in der Schweiz — Tunis, in beiden Richtungen.

2. Punkte in der Schweiz — dazwischen liegende Punkte in Europa — Tunis, in
beiden Richtungen.

3. Punkte in der Schweiz — dazwischen liegende Punkte in Europa — Tunis —
Tripolis — und oder Bengasi und gegebenenfalls dariiber hinaus nach Punkten
auf dem afrikanischen Kontinent, in beiden Richtungen.

4. Punkte in der Schweiz — Tunis — Kano — Lagos und oder Akkra und oder
Monrovia und dariiber hinaus nach Punkten auf dem afrikanischen und oder
stidamerikanischen Kontinent, in beiden Richtungen.

II. Luftverkehrslinien, welche die bezeichneten tunesischen Unternehmungen betrei-
ben konnen:

1. Punkte in Tunesien — Punkte in der Schweiz, in beiden Richtungen.

2. Punkte in Tunesien — dazwischen liegende Punkte in Europa — Punkte in der
Schweiz, in beiden Richtungen.

3. Punkte in Tunesien — Punkte in der Schweiz — Punkte dariiber hinaus (Frank-
reich — Belgien — Niederlande — Deutschland — Skandinavische Staaten —
Finnland — Grossbritannien — Nordamerika), in beiden Richtungen.

4. Punkte in Tunesien — dazwischen liegende Punkte in Europa — Punkte in der
Schweiz — Punkte dariiber hinaus (Frankreich — Belgien — Niederlande —
Deutschland — Skandinavische Staaten — Finnland — Grossbritannien — Nord-
amerika), in beiden Richtungen.

Auf allen Luftverkehrslinien konnen Zwischenhalte bei allen oder einem Teil der
Fliige nach Gutdiinken der bezeichneten schweizerischen und tunesischen Unterneh-
mungen weggelassen werden.

Jede Anderung der in diesem Anhang umschriebenen Strecken, die nur Zwischenhalte
auf anderen Gebieten als denjenigen der Vertragsparteien betrifft, gilt nicht als eine
Anderung dieses Anhanges. Die Luftverkehrsbehdrden jeder Vertragspartei konnen
demnach einseitig eine derartige Anderung vornehmen, immerhin unter der Bedin-
gung, dass sie den Luftfahrtbehdérden der anderen Vertragspartei unverziiglich ange-
zeigt werde.

Wenn die letztgenannten Behorden, unter Beriicksichtigung der in Artikel 3 dieses
Abkommens genannten Grundsdtze, der Auffassung sind, die Interessen der
bezeichneten Unternehmungen seien durch die Tatsache beeintréchtigt, dass zwischen
ihrem Land und neuen Zwischenhalten in Drittlindern ein Verkehr aufgenommen
wird, werden sie sich mit der Luftfahrtbehorde, welche die Anderung beschlossen hat,
beraten, um zu einer befriedigenden Einigung zu gelangen.

7178



0.748.127.197.58 Luftfahrt




	Art. 1
	Art. 2
	Art. 3
	Art. 4
	Art. 5
	Art. 6
	Art. 7
	Art. 8
	Art. 9
	Art. 10
	Art. 11
	Art. 12.
	Art. 13
	Art. 14
	Art. 15
	Anhang

		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2025-05-16T10:32:01+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Systematische Rechtssammlung des Bundesrechts.




